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Textliche Festsetzungen 
A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
Aufgrund von § 9 Abs. 1 und 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung vom 27.0B.1997 (BGBI. I 
S. 2141) i.v.m. den §§ 1 ff. der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 22.04.1993 
(BGBI.I S. 466) werden folgende planungsrech1liche Fes1setzungen getroffen: 

1. Art der baulichen Nutzung 
1.1 Allgemeines Wohngeb~t 

(§4 BauNVO) 
(1) Gartenbaubetnebe sind als Ausnahme nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

(2) Tankstellen sind als Ausnahme nicht zulässig. Davon ausgenommen sind SoIartankstellen (§ 1 Abs. 6 
BauNVO). 

2. Maß der baulichen Nutzung 
2.1 Zulässige Grundfläche 

(§ 19 BauNVO) 
(1) Unterirdische bauliche Anlegen und Bauleile werden auf die zulässige Grundfläche nicht angerechne, 

wenn sie mit einer Erdüberdeckung von mindestens 0,8 m ausgefiihrt werden (§ 1 Abs. 6 BauNVO). 

(2) Stellplätze, Zufahrten und andere befestigle Rächen werden auf die zulässige Grundfläche nicht 
angerechnet, wenn sie mit wasserdurchlassigen Belägen cxler Schotterrasen ausgeführt werden. 

2.2 Zulässige Gebäudehöhe 
(§ 20 BauNVO) 
Maßgebend fOr die unteren und oberen Bezugspunkte der zulässigen Trauf- und Firslhöhen ist der 
nachfolgende Schemaschnitt: 
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(§ 22 BauNVO) 
(1) In Teilbereichen sind nur Hausgruppen zulässig - siehe Planeintrag. 

(2) In Teilbereichen sind nur Einze" und Doppelhäuser zulässig - siehe Planeintrag. 

4. Überbaubare Grundstücksfläche 
(§ 23 BauNVO) 
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Nebenanlagen in Form von Gebäuden sind auf der nicht Oberbaubaren Grundstücksfläche nicht zuläss~. 

5. Gebäudesteilung 
(§ g Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Fürdie zulässige GebäudesteIlung sind die im Babauungsplan da~stelten Firs1Jichtungspfeile 
maßgebend. Ausnahmen können zugelassen werden, wenn dies wegen des Einsatzes von Solarenergie 
notwendig isl. 

6. Höhenlage der GrundstUcke 
(§ 9 Abs. 2 BauGB) 
Die nicht überbauten Grurostücksflächen zwschen Gebäude und Erschließungsstraße/-weg sind auf 
Straßenniveau aufzufüllen. 



7. Stellplätze und Garagen 
(§ 9 Abo. 1 Nr. 4 BauGB) 

(1) Stellplätze, carports und Garagen sind nur auf den überbaubaren Gnmdstücksilächen und auf den dafür 
festgesetzten Flächen zuläs~g. 

(2) In Teilbereichen besteht";n Zufahrtsverbot- siehe Planeintrag. 

B. Flächen für den Gemeinbedart 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
Auf der Gerneinbedartsfläche sind nur solche Gebäude und andere bauliche An~gen zulässig, die mit ihrer 
ZWeckbestimmung vereinbar sind 

9. Öffentliche Gninflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
Auf der öffentlichen Grünfläche sind nur solche untergeordnete bauliche Anlagen zulässig, die mit ihrer 
Zweckbestimmung vereinbar sind. 

10. Flächen für Leilungarachte 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

(1) Die für ein Leilungsrecht f~ge,etzte Fläche dient dem Erschließung,träger - ,iehe Planeintrag. 

11. Verbrennungsverbot 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB) 

(1) Die Verwendung von festen und flüssigen Brennstoffen zur Raumheizung und rur Prozeßwärme ist nicht 
zulässig. 

(2) Die Verwendung von flüssigen Brennstoffen ist zulässig, wenn bei der Verbrennung keine stärkeren 
Luftverurreinigungen als bei der Verbrennung von Erdgas .Ii auftreten. Dies gilt vor allem für die 
Schadstoffe Schwefeldioxid, Stickoxid, Kohlendioxid, Kohlenmono~d, Kohlenwasserstoffe und Staub. 

(3) Ausnahmsweise kann in Wohnungen die Verwendung fester Brennstoffe in offenen Kaminen und 
Karnnöfen, die die Ftaumhe~ung nlchl ers~en, zugelassen werden. 

(4) Dieses Verbrennungsverbot gi~ nlch1 für die Nahwärmeversorgung eines 
Energievarsorgungsun1emehmens. 

12. PIIanzbindungen 
(§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB) 

(1) Flächenhafte PIIenz~ndung für Gehölze: Die mit PIIanz~ndung belagfen Gehölze sind dauemaft zu 
emalten und zu pflegen. Abgängige Gehö~. sind duroh heim~che und standortgerachte Gehölz. zu 
ersetzen. 

(2) PIIanzbindung für Einzalbäume: Die mit Pllenzbindung belegten Einzalbäume sind dauemaft zu erhalten 
und zu pffegen. Abgängiga Gehölze sind duroh h~mische und standortgenechte Bäume zu ersatzen. 

13. PIIanzgebote 
(§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

(1) PFG 1: - Auf den bezeichneten Flächen sind Im Bereich der vomandenen Ste~rtegel Gehölza der 
PIIanzl~lel zu pllanzan. DIe PIIanzung ~weltständlg (al' In~lplanzung) durchzuführen. 
Die Gehölza sind dauerhaft zu erhalten und zu plegen sowie bei Abgang zu ers~en. 

(2) PFG 2: - An den bezek:hneten Stellen sind großtooniga, standortgenechte Laubbäume der Pflanzli,!e 2 
mit einem Mindeststammumfang von 1 B cm (In I m Höhe) zu pffanzen und dauemaft zu untemanen. 
Abgängige Bäume sind durch gleichwertige Nachpflanzungen zu ersetzen. 

(3) PFG 3: - Garagen und übrige Flachdacher sowie Pu~dächer mit Dachneigungan bis 15' ~nd fachgerecht 
_nsiv zu begninen und dauerhaft zu unterhaien. 

(4) PFG 4: Auf den bezeichneten Flächen ist anHang des südlichen Gabietsranda, Binelocl:ere 
Gehölzplanzung (Laubbäume, Obstbäume, strilucher) vorzunehmen. Je begonnene 10 nm 
GrundstQcksgreoze '~d anemativ ja ein Baum der PIIanzliste 2 bzw. ein standortge""'hter, heim~er 
und hochstämmiger Obstbaum dar Pllenzliste 3 oder 5 Sträucher der Pllenzlista 1 anzupflanzen und 
dauemaft zu unterhalten. Abgänglga Bäume sind durch gkllchwertlge Nachpllanzungen zu ars~en. 
Die verbleibende Flache ~ mn einer Wiese .. inseet zu bagninen und möglichst .xten~v zu pflegen 
(1. Mahd nicht vor 15. Juli, 2. Mahd nicht vor 15. Septerrller). 



(5) PFG 5: Die nicht überbaubaren privaten Aächen sind mn Ausnahme von Terrassen, Wogen und 
Zufahrten zu begrünen und dauerhaft zu unt.malten, Die Verwendung von Kon~.ren ist unzu l äss~ . 

Tlefgamgen sind mit mindestens 0,8 m Bodensubstral zu überded<en und d.ye"",~ ~u ~rilnon, 

14. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicldung von Natur und Landschaft 
(§§ 9 (1) Nr. 20 und 9 (1a) BauGB) 

(1) Maßnahme 1: Auf den bezeichneten Flächen sind die vorhandenen Hed<enriegel durch Neupftanzungen 
mn Arten der P1Jenzl~te 1 zu verlängem. Je 50 m' ist ein g",ßkrun~r Baum mittig In der Hecke zu 
pflanzen. Das bei Eingnffen in die vorhandenen Heckenriegel anfallende Bodensubstrat und Geröll 
(Matenal der Stoinriegel) ist mnzuverwenden. Die Gehölze sind dauemoft zu .malten und zu pnagen 
sowie bei ,Abgeng zu e",etzen. 

(2) Maßnahme 2 (planexteme ErllStzmaßnahme): Auf der Gemarkung Tübingen-PIrondorf im Gewann 
"Hexen" innerhalb des LandsohaftsscOOtzgelltetas "Schönbuch" sollen dUM Pllegemaßnahmen besonders 
seltene und sohützenswerte VegetalloosbesländBlangfmlig erhanen werderl. Wertgebende Pflanzenarten 
der Naß-Feuchtwlesen-Bnlchflächen auf Binom Knollenmergelhang sind die Filz-Sogge (Care, tomentosa), 
Rl3 BW und die Knollige Knltzdlstel (Clrslum tuberosum). Im benachbarten Biotopverllund befinden sich 
weitere §24a Biotope. Die Stadt TObingen ist bereits Im Besitz des Ast. Nr. 2192 (2.311 m'), sie beabsichtigt 
den Erwerb der Fist Nr. 2190 (2.574 m') und Nr. 2191 (1.056 m'). Die Pflegemaßnahmen auf den genannten 
Aurslücken beinhalten in den ersten drei Jahren zwei Mähgänge mn dem Balkenmäher sowe Entfernen des 
Schnillgufes zur Aushagerung der Rächen (Erstmahd Anfang Mai und eine Mahd Anfang September). Die 
Maßnahme dient als planex1eme Ausgleichsmaßnahme für 8og"ffeln da. Schulzguf.Ar1en und Biotope". 

(3) Maßnahme 3 (~anex1erne ErllStzmaßnahme): Die Ammerwehre beim Ammerhof und bei Unte~esingen 
(Obere Mühle) werden zu Sohlrampen umgebaut Die Hauptwassennenge wird künftig über die Ammer 
statt, wie bisher, über den Ammerkanal abgeführt. Damit wird sowohl die Duruhgängigkeil des 
Fiießgewässers als auch seine gewässorrnorphologlsche und biologische Werligken deutilch verbessert. 
Positive Effekte auf Retention und Grundwessemoubildung werden ebenfalls erzien. Die Maßnahme 
dierrl als planexteme Ausgleichsmaßnahme Iilr 8ngrtffe in den WasserhaushaH sowiie als 
Ersalzmaßnahme für 8ngnffe ln das Schulzguf.Ar\en und Biotope". 

(4) Die Ersatzmaßnahmen 1 bis 3 werden Im VorM .. i. der zu l äss~n Grundflächen zuoi'lander den 
Baugrundstücken zugeordnet. 

(5) Maßnahme 4: Beläge der öffentlichen Wege und Stell~ätze sowiie Zugänge und Stellplätze auf pMvaten 
Flächen sind wasserdurchlässig auszuführen. Oberschußwasser ist se~ich in die Pflanzftächen 
abzuleiten. 

B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
Aufgrund von § 74 der Landesbauordnung (lBD) für 8eden-Württernberg VOll1 08.08.1995 (GB!. S. 617) 
werden folgende ör!6che Bauvorschrtften zusammen m~ dem Bebauungs~an aufgeste l ~ 

1. DachgestaHung 
1.1 DachfonnlDachneigung 

Dachfonn - siehe Pianeintrng und nachfolgende Schemaschnnte 
Carports und GanlQen sind m~ begrünten Flachdächem auszuführen. 

Dachform 1: 
Hauptbaukärper Satteldach, ON 35 - 40', 
Anbau bis max. 0,5x Treuftänge mn FD zuläSSig 

Satteldach, ON 35 -40' 



1.2 Dachaufbaulan 
(I) Dachaufbauten sind auf Gebäuden talseilig der Erschließungsstraße auf der, der Straße abgewandten 

Dachltäche (Hangkante) nicht zulässig. 

(2) Dachaufbauten dürten je Gebäudeseite und Geschoß eine Gesamlänge von nicht mehr als ein Drittel 
der Trauftänge der zugehörigen Gebäudeseite einnehmen. 

(3) Dachaufbauten müssen vom Ortgang, Firnt (vertikal gemessen), von anderen Bauteilen und 
Dachaufbauten einen Abstand von mindestens 0,8 meinhalten. 

1.3 Dacheinschnitle 
Oacheinschnitte dürfen höchstens ein Drittel der Trauflange der zugehörigen Gebäudeseite einnenmer!. 
Talseitig der Erschließungsstraße sind sie auf der, der Straße abgewandten Dachfläche nicht zulässig. 

2. Fassadengeslaltung 
Grelle und fluoreszierende Materialien und ungebrochene Farbtäne sind nicht zulässig. 

3. Außengesiattung 
3.1 St~lplätze, Zufahrten 

Stellplätze und Zufahrten sind mit wasserdurchlässigen Belägen oder Schotterrasen auszuführen. 

3.2 Freiflächen 
Die nicht überbauten Flächen, die nicht für Stellplätze, Zufahrten und Bewegungstlächen benölgt 
wel1len, dürten nicht befestigt werden. 

4. Zisternen 
Das auf Dachflächen anfallende Niedernchlagswasser isl in Zistemen mit einem Fassungsvermägen I'on 
mindestens 2 m' pro Gebäude zu leiten und entsprechend zur Verwendung zu brilgen. 

5. Werbeanlagen 
5,1 Fassadenwerbung 
(1) Werbeenlagen an Gebäudefassaden sind nur im Erdgeschoß zulässg. 

(2) Lauflichl- und Wechselanlagen sowie Laser'llerbung sind nicht zulässig. 

5.2 Werbeträger 
Anlagen, dia zum Anschlag von Plakaten oder anderen werbewirksemen Einrichtungen bestimmt ~nd, 
~nd nicht zulässg, Ausnahmen können zugelassen werden für Werbetrager In Säulenform, 

C. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN 
1. Nachborschutz 

Werden bauliche Anlagen im Bereidl von GrundstOcksgrenzen erridltet. sind neben dem öffentlichen 
Baurecht die Vor>chrfften des privaten Nachbarrechtes zu ber1ick~chtigen, Dasselbe gi~ für die 
Pflanzung von Gehölzen. 

2. Heizenergie 
Die Gebäude können an eine Nahwärmeversorgung angeschlossen werden. 

3. StützmalJern 
Stützmauern sollten im Gebiet vorwiegend als TrockenmalJerwerk ausgeführt werden. 

4. Erdaushub 
Der anfallende ErdalJshub ist, soweit möglidl, auf den BalJgrundstOcken lJnterzubringen. 

5. Zisternen 
Siehe FaltblatlWWassersparen-, HeralJsgeber Ministerium für Umwelt lJnd Verkehr Baden-Württemberg, 
Kemerpletz 9, 70182 Stuttgart, Tal. 07111126-2626, Ausgabe August 1996 



Pflanzliste 1: 

Sträucher. 
Schlehe Prunus spinosa Ackerrose Rosa alVensis 
Haselnuß Corylus avellana Wein-Rose Rosa rublglnosa 
Kreuzdorn Crataegus laevlgala Wolliger Schneeball Vibumum lantana 
Roter Hartriegel Cornus sanguinea Eingriffeliger Weißdom Crataegus roonogyna 
Geißblatt Lonicern. xylosteum ZWeigriffeliger Weißdorn Cralaegus cuMsepala 
Hundsrose Rosa canina 
Bäume: 
Trauben-Eiche Quercus petraea 
Hainbuche Carpinus betulus 
Feld-Ahorn Acer campestre 
StieI-Eiche Quercus robur 

Pflanzlista 2: 

Feldahorn A~r campestre Trauban-Ek:ha Quercus penea 
S~1z-Ahom Acer pkllano<les Stie~iche Quercus robur 
KlffiChe Prunus avium Buche Fagus sylvatica 
Hainbuche Csrpinus betulus 

Pflanzliste 3 
Apfelsorten: Becksapfel, Plochinger, Ertlachhöfer, Gienener Luiken, Ottenbacher Sämling, Sauerampfer, Oberkinger, 
Brettacher, Jakob Fisch ... und andere LokaJ.rt.... 
Bimensorten: Bayerische Weinbime, Oberösterreicllisclle Weinbime. Gelbmöstter und andere Lokalarten. 



VERFAHRENSVERMERKE 
AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Der Gemeinderat der Stadt TObingen hat am 03.02.1998 beschklssen, den Bebauungsplan nach § 2 Abo. 1 
Baugesetzbudl (BauGB) eutzus1ellen und ~ne vorgezogene BOryerbete~igung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
durchzuführen. Der Aufstatlungsbeschluß wurde am 17.01.1998 ortsObiich bekanntgernacht. 

BüRGERBETEILtGUNG 
Die BOryerbeteitigung nach § 3 Abo. 1 BeuGB erfotg1e im Rahmen einer 
- Plenau1tage in der Zelt vom 28.01.1998 bis ~nachließtk:h 11.02.1998. 
- InfonnaUonsveranstaltung am 27.01 .1998 mit 14-tägiger Bereithaltung der Planung. 
Dabei wurde Getegenhe~ zur Außerung und Erörterung der Planung gegeben. 

BETEILIGUNG DER TRÄGER OFFENTLtCHER BELANGE 
Oie Träger öffentlicher Belange wurden nach § 4 Abo. 1 BeuGB bei der Aufstellung des Bebauungsplanes am 08.1 0.199 
bateiligt. 

AUSLEGUNGSBESCHLUSS 
Der Bebauungaplan wurde am 05.10.1998 als Enllwrf gebilligt. Gleichze~ wurde seine öffentliche Auslegung nach § 3 
Ab •. 2 BeuGB beschlossen. 

OFFENTLICHE AUSLEGUNG 
Der Bebauungsplanentwu~ m~ Begründung und ggt. Grünordnungsplan wurde nach § 3 Abs. 2 BeuGB nach 
vorheriger ortsüblicher Bekanntmachung am 17.10.1998 in der Fassung vom 2.11.1998 
von 2.11.1998 bis einschließlich 4.12.1998 ölfentllch ausgelegt. 

SATZUNGSBESCHLUSS 
Der Gemeinderat der Stadt rObingen hat am 22.3.1999 den Bebauungsplan nach § 10 BeuGe, § 14 
Landesbauordnung und § 4 Gemetndecrdnung a~ Satzung beschlossen. Maßg~nd ist der Lageplan mit 
zeichnerischen und textlichen F_ungen In der Fassung vOOlI4.1.1999 sowie die Begründung vom 14.1.1999. 

Die Durchführung der o.g. Ve~ahrensschrttta Wird bastätlgt: 

TOblngen, 16.7.1999 

AUSFERTIGUNG 
rübingen, 16.7.1999 
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BOryennaisteramt 
In ertretung 

~·mtister 

Bürgenneisteramt 
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-J 
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Der Sa1zungsbeschluß des Bebauungspianes wurde nach § 10 Abs. 3 BauGB am 22.7.1999 ortsObiich 
bekanntgemacht. Mit dieser Bekannlmachung wurde der Bebauung'plan rechtsverbindlich. 

TObingen, 22.7.1999 /)1adtptanungsamt 
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Ud. Sladtbaudirolctor 



Die Obere in . mung der Planunterlage mit dem Liegenschaftskataster im 
Sinne 1 Abs. 2 Planzeichenveror<!nung (PlanZVO) wir<! bescheinigt: 
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Tübinger Höhen
 
Bei den Höhenangaben im zeichnerischen  
Teil des Bebauungsplans handelt es sich  
um Angaben im Tübinger Höhensystem. 


